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Die Anbringung der Gedenktafel 
 

Es war lange Zeit unklar, wann diese Gedenktafel angebracht wurde und wer das veranlasst 

hatte. Nach der mündlichen Überlieferung sollte es ein jüdischer Besitzer des Hauses gewesen 

sein. Das Melsunger Kreisblatt vom 25. April 1913 meldet, die Gedenktafel sei am Mittwoch 

(23. April 1913) am Eckhaus Marktplatz-Rotenburger Straße, dem Waarenhaus Levy, (der 

heutigen Rosen-Apotheke,) angebracht worden. In diesem Jahr beging man den 100. Todestag 

des russischen Obersten Bedriaga und zugleich den 100. Jahrestag der Völkerschlacht bei 

Leipzig, der in Melsungen groß begangen wurde. Da nichts Näheres über den Stifter der 

Gedenktafel gesagt wird, ist anzunehmen, es war der Besitzer des Waarenhauses Juda Levy. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Zeitungsmeldung enthält zwei Fehlinformationen. Auf der Tafel steht, Oberst Bedriaga 

sei bei der Einnahme Kassels für die Befreiung Preußens verwundet worden. Als Datum wird 

auf der Tafel angegeben Ă16/28 September 1913ñ. Daraus machte der Schreiber des 

Zeitungsartikels Ă16.-28. September 1913ñ. Der Journalist schloss daraus, Bedriaga habe 

einige Tage in diesem Hause verwundet gelegen, bevor er starb. Bedriaga wurde aber 

tatsächlich erst am 28. September vor Kassel tödlich getroffen. Er konnte am 16. September 

also noch gar nicht in Melsungen gewesen sein. (Vgl. o. Teil 1) 

 

Tatsächlich bezieht sich die Datumsangabe 16/28 auf zwei verschiedene Kalender. Die Ă16ñ 

entspricht dem Datum nach dem julianischen (orthodoxen, russischen) Kalender, während die  
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Ă28ñ zum gregorianischen (westlichen) Kalender gehört. Die Zeitangaben zwischen diesen 

zwei Kalendern differierten damals um 12 Tage. Heute sind es 14 Tage.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine weitere Angabe auf der Gedenktafel klingt verwunderlich. Es heiÇt ĂBei der Einnahme 

Kassels für die Freiheit Preußensñ. Hier scheint etwas nicht zu stimmen. Kassel war 

während der Jérôme-Zeit die Hauptstadt des Königreichs Westphalen; davor und danach war 

es der Regierungssitz von Kurhessen. Zu Preußen kam Kurhessen erst 1866. Der Stifter der 

Gedenktafel hat sich sicherlich etwas dabei gedacht, warum er auf die Tafel Ăfür die Freiheit 

Preußensñ hat schreiben lassen.  

 

 

Der Stifter der Gedenktafel  

und historische Hintergründe 
 

Als Stifter der Tafel kommt nur der Besitzer des Warenhauses Juda Levy in Frage. Er wurde 

am 17.7.1886 geboren. Der Geburtsort (vermutlich Röhrenfurth) sowie der Ort seiner 

Eheschließung sind unbekannt. Er verstarb in Melsungen am 8.12.1927. Anders als in 

Kurhessen waren die jüdischen Einwohner in vielen Teilen Preußens akzeptiert und wuchsen 

in die Gesellschaft hinein. Dazu war die äußere Bereitschaft der christlichen Regierungen und 

Mitbürger genauso wichtig wie die Aufgabe des inneren Ghettos.  

 

Judenbefreiung und Aufklärung 
In Kurhessen kam es nach der napoleonischen Ära wieder zu gewalttätigen Ausschreitungen 

gegenüber Juden. Von der Gleichstellung der Juden mit allen anderen Bürgern, wie es die 

Verfassung des Königreich Westphalens zumindest auf dem Papier vorgesehen hatte, galt 

nach 1813 nicht mehr. Erst 1832 wurde in Hessen das längst antiquierte Judenschutzgeld, das 

einmal durchaus seine Berechtigung gehabt hatte, abgeschafft und die Juden in Kurhessen den 

christlichen Einwohnern gleichgestellt. Mit der praktischen Durchführung haperte es aber  

Der Markt von Melsungen mit dem ĂWaaren Haus Levijñ. Links die Br¿ckenstraÇe. 

Nach einer alten Postkarte; die Gedenktafel ist noch nicht angebracht. 
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noch sehr. In Preußen war die Behandlung der Judenfrage in den einzelnen Provinzen 

durchaus nicht gleich. Im Folgenden sollen deshalb vor allem die Verhältnisse im Bereich von 

Berlin betrachtet werden. Außerdem ist es für das Verständnis erforderlich, die Stellung von 

Juden mit der Gesamtentwicklung in Europa zu vergleichen. Die Emanzipation der Juden und 

ihre rechtliche Gleichstellung mit den übrigen Staatsbürgern war ein vielschichtiger und 

vielseitiger dualistischer Prozess, der Juden vom Rand der Gesellschaft in die Gesellschaft 

hinein führte bzw. hineinführen sollte. Es ist heute üblich geworden, allein die 

verfassungsmäßige Gleichstellung für die Anerkennung als Vollmitbürger zu betrachten. Die 

Verfassung sagt aber im Grunde nichts über die tatsächliche Rolle aus, die Juden im Lande 

spielen. Vor allem mit den Paragraphen der Verfassung kamen Juden noch lange nicht aus 

dem Randbereich der Gesellschaft heraus.  

 

Wie wenig aussagekräftig allein verfassungsmäßige 

Bestimmungen über die tatsächliche Gleichstellung von 

Juden aussagen, zeigt uns die sogenannte Dreyfus Affäre 

1894 ff., als eine Welle von hasserfülltem und teilweise 

gewalttätigem Antisemitismus über Frankreich hinweg 

fegte, der Regierung, Medien und Volk erfasste. Die 

Affäre fand damals in ganz Europa und der Welt 

Beachtung. Aus dem Deutschen Reich blickte man mit 

einer gewissen Verständnislosigkeit nach Frankreich.  

Der Dichter Émile Zola nahm in einem offenen Brief mit 

dem Titel ĂJËaccuse..ñ (Ich klage an) an den damaligen 

Präsidenten Felix Faure Stellung. Der Brief datiert vom 13. Januar 1898. Émile Zola musste 

daraufhin nach England fliehen. Im Jahre 1998 erinnerte man sich weltweit der damaligen 

Vorgänge. 
 

Die Verhältnisse waren komplizierter, wie uns schon die Praxis der rechtlichen Gleichstellung 

von Juden in der Verfassung des Königreichs Westphalen zeigt. Es galt das äußere wie das 

innere Ghetto zu überwinden. Zum äußeren Ghetto gehört der Bereich der Akzeptanz durch 

Bürger und herrschende Schichten, zum inneren Ghetto, das Bestreben sich selbst als religiöse 

Gruppe zu isolieren und die fehlende Bereitschaft sich als selbstständige religiöse Gruppe in 

die Kultur seines Landes zu integrieren.  
 

Die Entwicklung setzte mit der Aufklärung im 18. Jahrhundert zum säkularen Nationalstaat 

ein. Erstmals werden in den USA in der Bill of Rights (1776) allen Bürgern die gleichen 

B¿rgerrechte zuerkannt. Das galt aber nicht f¿r ĂNegerñ und ĂIndianerñ. Die nächste offizielle 

Verkündigung der Gleichberechtigung aller französischen Juden erfolgte in der Französischen 

Nationalversammlung 1791. (Im Jahre 1894 ff. war davon aber nichts zu spüren.) Zunächst 

schloss die konstituierende Nationalversammlung in Paris Juden aus der Erklärung der 

Menschen- und Bürgerrechte vom 26. August 1789 aus und diskutierte heftig darüber, ob man 

sie einbürgern oder vertreiben solle. Sie räumte dann aber fast einstimmig allen Juden 

Frankreichs den Status eines Bürger (citoyen) ein, wenn sie im Gegenzug auf ihren Status als 

Gemeinde verzichteten. Zuerst war geplant gewesen, alle Juden des Landes zu verweisen. 

Dies brachte den Juden erstmals in einem europäischen Land die Bürgerrechte. Sie verloren 

damit ihre bisherige Teilautonomie und mussten Militärdienst leisten. Das bedeutete praktisch 

eine Vergewaltigung bisher gültiger jüdischer religiöser Anschauungen, weil ein Jude als 

Soldat ja u. U. einen jüdischen Soldaten auf der Gegenseite töten oder verletzen könnte, was 

aus halachischer Sicht einen Militärdienst für Juden nicht erlaubte.  

 

In den durch Napoleon unter französischem Einfluss stehenden deutschen Gebieten führten 

diese mit dem Code Napoleon gehorsamst auch die gesetzliche bürgerliche 

Gleichberechtigung der Juden ein. Nach Napoleons Sturz allerdings widerriefen diese 

 

Ausgabe 1998 

http://de.wikipedia.org/wiki/Franz%C3%B6sische_Nationalversammlung
http://de.wikipedia.org/wiki/Erkl%C3%A4rung_der_Menschen-_und_B%C3%BCrgerrechte
http://de.wikipedia.org/wiki/Erkl%C3%A4rung_der_Menschen-_und_B%C3%BCrgerrechte
http://de.wikipedia.org/wiki/Citoyen
http://de.wikipedia.org/wiki/Napoleon
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deutschen Staaten ihre Zugeständnisse an Juden außer Österreich und Preußen, die die 

Gleichstellung von Juden mit den übrigen Bürgern in der Praxis schon vor der napoleonischen 

Zeit schrittweise eingeleitet hatten. 

 

Der Ausgangspunkt für die Entwicklung der Judenbefreiung war der aufgeklärte 

Absolutismus in Preußen und dann in Österreich.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Preußen wurden die Juden zwar erst mit dem Judenedikt von 1812, der letzten der von Karl 

August von Hardenberg eingeführten Reformen, Staatsbürger. Die Vorarbeiten fingen aber 

schon in den Gesprächen von Moses Mendelssohn mit seinem König Friedrich dem 

Großen statt. Den Juden wurde mehrfach die bürgerliche Gleichstellung versprochen. Das 

sollte aber kein einmaliger Hoheitsakt sein sondern im Zusammenhang einer 

Gesamtentwicklung geschehen. Hierzu gehört - scheinbar zusammenhanglos - die 

Bauernbefreiung. Friedrich der Große hatte auf seinen Gütern mit der Bauernbefreiung 

begonnen, die dann unter König Friedrich Wilhelm III . fortgesetzt wurde. Der größte Teil 

der Juden gehörte damals zum Landjudentum. Juden arbeiteten vielfach Hand in Hand mit der 

unfreien bäuerlichen Bevölkerung zusammen und wurden in der Praxis i. a. auch gleich 

behandelt. Man ging in Preußen wohl davon aus, eine vorzeitige Gleichstellung von Juden mit 

der freien Bevölkerung hätte vor allem bei der bäuerlichen noch unfreien Bevölkerung nur 

Spannungen erzeugt, den Antisemitismus geschürt und eventuell Hass gesät. Das war nicht im 

Sinne der Regierung.  

Zu den geistigen Wegbereitern der Judenbefreiung zählt u.a. der Dichter Gotthold Ephraim  

Lessing (1729-1781) mit seinem Lustspiel ĂDie Judenñ (1754) und seinem Drama ĂNathan 

der Weiseñ (1779). 

 

Auch der Komponist Georg Friedrich Händel gehört hier hin. 

Händel benutzte in seinen damals ganz neuartigen Oratorien 

biblische Themen, die ein ganz respektables Menschenbild der 

Juden zeigen, das ganz im Gegensatz zu dem steht, was 

jahrhunderte lang von kirchlicher Seite gepredigt wurde. Zu den 

bekanntesten Oratorien gehºren ĂIsrael in Egyptñ (HWV 54), 

ĂMessiahñ (HWV 56), ĂJudas Maccabaeusñ HWV 63, 

ĂSolomonñ HWV 67 und ĂJephthañ HWV 70. 

Gerade in seinem fr¿hen Oratorium ĂIsrael in  gyptenñ betont 

Händel sehr stark den Freiheitsgedanken für das jüdische Volk. 

 

Lessing, Händel und andere haben ohne Absicht das Ihre dazu 

getan, den Philosemitismus 

zu fördern.  

 

Der Philosoph Moses Mendelssohn 

führte in Preußen die Aufklärung ein. 

Er war ein Gesprächspartner  

Friedrich des Großen. 

Friedrich der Große als Philosoph  

der Aufklärung.  

Er war ein Gesprächspartner  

von Moses Mendelssohn. 

Georg Friedrich Händel 1685 -1759 
mit der Parti tur des Messias  

 

Standbild in seiner Vaterstadt Halle a. d. Saale  
Foto dh 

http://de.wikipedia.org/wiki/Preu%C3%9Fisches_Judenedikt_von_1812
http://de.wikipedia.org/wiki/Karl_August_von_Hardenberg
http://de.wikipedia.org/wiki/Karl_August_von_Hardenberg
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In der Schweiz wurde den Juden 1866 die Freizügigkeit gewährt und schließlich 1874 als 

letztes westeuropäisches Land auch das Recht der freien Religionsausübung. Damit waren seit 

1874 alle Juden West- und Mitteleuropas gleichberechtigte Bürger ihrer Staaten.  

 

In Deutschland hinkte vor allem Mecklenburg sehr hinter der Entwicklung hinterher. Nach 

der Gründung des Norddeutschen Bundes im Jahre 1866 wurde die bürgerliche Gleichstellung 

aller Konfessionen und der jüdischen Mitbürger in der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 

noch einmal festgeschrieben und brachte Preußen einiges an Antipathien ein. In Mecklenburg 

haperte es mit der Durchführung. Vor allem Juden wurden benachteiligt. Das zu ändern, war 

dem preußischen König so wichtig, dass er als Vorsitzender des Norddeutschen Bundes schon 

am 3. Juli 1869 eine neue Verordnung herausgab, nach der eine Zurücksetzung wegen des 

religiösen Bekenntnisses im Bereich des Norddeutschen Bundes nicht statthaft ist. Diese 

Verordnung bezieht sich also nicht nur auf jüdische Mitbürger sondern auch auf 

konfessionelle christliche Mitbürger, die als Minderheiten in machen Landesteilen 

Zurücksetzungen erfahren mussten.  

 

Die Verordnung wurde veröffentlicht im  

Bundes=Gesetzblatt des Norddeutschen Bundes Nr. 26. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Als Ausgangspunkt der ĂJudenbefreiungñ in Europa gilt das einflussreiche Werk ĂÜber die 

bürgerliche Verbesserung der Judenñ(1781) des preußischen Juristen Christian Wilhelm 

von Dohm (1751-1820). Dohm war ein Freund des Philosophen Moses Mendelssohn und 

zugleich auch von Lessing. Mendelssohn hatte stets die Ansicht vertreten, dass Schriften zur  

http://de.wikipedia.org/wiki/Freiz%C3%BCgigkeit
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Verteidigung der Juden besser von Nichtjuden kommen sollten. Als sich elsässische Juden 

1781 mit der Bitte um eine Schutzschrift an Mendelssohn wandten, bat er den preußischen 

Verwaltungsbeamten Dohm, diese Aufgabe zu übernehmen. Dohm verfasste daraufhin eine 

Verteidigungsschrift, die als das grundlegende Werk der Aufklärung zu Judenfrage angesehen 

wird. Man kann diese Schrift mit Recht als geistige Grundlage der Judenbefreiung in Europa 

bezeichnen. Sie bereitete diese Befreiung von Innen heraus, d.h. mental vor, während 

verfassungsrechtliche Gleichstellungen den äußerlichen Rahmen bildeten. 

 

Dabei waren Dohms Vorstellungen durchaus noch von den negativen Vorstellungen seiner 

Zeit über Juden geprägt. Er ging aber anders damit um. So schrieb er zwar: 

 

Ich kann es zugeben, dass die Juden sittlich verdorbener sein mögen als andere Nationen; dass 

sie sich einer verhältnismäßig größeren Zahl von Vergehungen schuldig machen als die 

Christen, da ihr Charakter im ganzen mehr zu Wucher und Hintergehen im Handel gestimmt, 

ihr Religionsvorurteil brennender und ungeselliger sei. 

 

Doch dann macht er ganz im Sinne der deutschen Aufklärung vernunftwidrige äußere 

Umstände für die Missstände verantwortlich. Dohm folgert, dass die vorausgesetzte größere 

Verdorbenheit der Juden eine notwendige und natürliche Folge der drückenden Verfassung 

ist, in der sie sich seit vielen Jahrhunderten befinden.  

Diese Politik nannte er: 

ein Überbleibsel der Barbarei der verflossenen Jahrhunderte, eine Wirkung fanatischen 

Religionshasses, die der Aufklärung der Zeit unwürdig, durch dieselbe schon längst hätte 

getilgt werden sollen. 

(nach Handbuch zur Geschichte der Juden in Europa, Wiss. Buchgesellschaft, 2001) 

 

Dohms Konzept ging also von dem allgemeinen, auch von den Aufklärern geteilten sozialen 

Vorurteil einer Schädlichkeit der Juden für den Staat aus und setzte auf ihre Erziehung und 

Assimilation als Vorbedingung für rechtliche Zugeständnisse an sie. Die moderne Auffassung 

vom Staat und von der Nation vertrug sich nicht mit Sonderrechten für Juden. Ihre 

Sonderrechte und Sonderpflichten standen im krassen Widerspruch zu der Idee der 

Bürgerrechte. Juden sollten assimiliert werden, sie sollten für den Staat nützliche und 

brauchbare Mitbürger werden. Damit war aber nicht unbedingt die Aufgabe der eigenen 

Religion verbunden.  

Von 1800 bis 1812 folgten fast alle deutschen Staaten den Forderungen Dohms. Im Rahmen 

der preußischen Staatsreformen erließ Friedrich Wilhelm III. 1812 das Edikt betreffend die 

bürgerlichen Verhältnisse der Juden. Es gab Juden das Gemeindebürgerrecht, Wahlrecht, 

Gewerbefreiheit und Niederlassungsfreiheit und erlaubte ihnen auch akademische Berufe. 

Vom gehobenen Staatsdienst schloss es sie weiterhin aus; zudem galt es nur in altpreußischen, 

nicht neu eroberten Gebieten und nur für die schon eingebürgerten Juden, nicht für 

Neuankömmlinge und Juden ohne Aufenthaltserlaubnis. Nach einem Gutachten Friedrich 

Schleiermachers von 1810 mussten Juden zudem am christlich-konfessionellen 

Religionsunterricht in Preußen teilnehmen, um an Universitäten studieren zu dürfen. 

 

Auf dem Wiener Kongress von 1814 versuchte Alexander von Humboldt erfolglos, das 

preußische Judenedikt von 1812 auf den Deutschen Bund auszudehnen. Besonders die 

süddeutschen Staaten und norddeutschen Hansestädte verhinderten dies und verabschiedeten 

stattdessen ein Gesetz, das es erlaubte, den Juden ihre von Napoleon verfügten Rechte wieder 

zu nehmen. Die Frankfurter Nationalversammlung nahm 1848 einen Passus zur 

Religionsfreiheit auf, doch dann bestand zwischen 1849 ï 1871 fast keine Diskussion mehr 

über die Emanzipation der Juden.  

http://de.wikipedia.org/wiki/Friedrich_Wilhelm_III._(Preu%C3%9Fen)
http://de.wikipedia.org/wiki/Gewerbefreiheit
http://de.wikipedia.org/wiki/Friedrich_Daniel_Ernst_Schleiermacher
http://de.wikipedia.org/wiki/Friedrich_Daniel_Ernst_Schleiermacher
http://de.wikipedia.org/wiki/Universit%C3%A4t
http://de.wikipedia.org/wiki/Wiener_Kongress
http://de.wikipedia.org/wiki/Alexander_von_Humboldt
http://de.wikipedia.org/wiki/Judenedikt
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutscher_Bund
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Während der größte Teil der deutschen Juden um vollständige Gleichberechtigung und 

Gleichstellung mit den übrigen Bürgern kämpfte, bildeten die polnischen Juden im Osten 

Preußens ein Problem. Sie wollten ihre alte Lebensweise nicht aufgeben und damit ein Staat 

im Staate bleiben. So waren die Ostjuden eine ständige Erinnerung an das von der Aufklärung 

bekämpfte Zerrbild des Juden, das sich dann später der polnische und deutsche 

Nationalsozialismus zu Nutze machten.  



Ein Vortrag aus der Reihe ĂDieter Hoppes Lebenserinnerungenñ 
Der Freiheit eine Gasse 

 

Teil 4 Seite 135  

 

In Preußen setzte der Wille und die Bereitschaft auch von jüdischer Seite relativ früh ein, sich 

als jüdische Staatsbürger zu integrieren und doch gleichzeitig ihre Freiheit zu waren. Seit der 

Zeit des Großen Kurfürsten gehen beide Seiten immer wieder aufeinander zu.  

 

Juden als Mitbürger und Kulturträger in Preußen 
Zu den ältesten jüdisch-preußischem Urgestein gehört die Familie Schoeps. Im Jahr 2008 

berichtete die Jüdische Allgemeine über eine Gedenkveranstaltung für den ehemaligen 

Oberstabsarzt der Reserve Julius Schoeps (1863-1942). (Vgl. Zeitungsartikel auf der 

nächsten Seite.) Den Sanitätsdienst übten schon die Vorfahren von Julius Schoeps aus, seit 

Friedrich der Große das Sanitätswesen in der preußischen Armee aufbaute. Seine Nachfahren 

bekannten sich zu Preußen auch in schwerer Zeit. Sein Sohn, der Historiker Hans Joachim 

Schoeps, 1938 mit Hilfe eines Legationsrates aus Ribbentrops Auswärtigem Amt nach 

Schweden geflohen, feierte er nach seiner Rückkehr nach Deutschland seit 1947 mit seinen 

Studenten die Reichsgründung von 1947. Die Familie Schoeps ist bis zur Gegenwart ihrem 

jüdischen Glauben als praktizierende Juden stets treu geblieben. 

 

Zur Zeit der Befreiungskriege setzen sich auch viele jüdische Ärzte mit ihrer ganzen Kraft für 

die Versorgung der Verwundeten ein. Greifen wir aus diesen Ärzten Christian Friedrich 

Wilhelm Nauenburg heraus.  

 

Christian Friedrich Nauenburg  (1772-1833) 

Als nach der Völkerschlacht von Leipzig in der Stadt Halle die öffentlichen Gebäude von 

tausenden Verwundeten überquollen, sogar Kirchen wurden als Lazarette benutzt, hatte der 

große Mediziner Johann Christian Reil, Stadtphysicus in Halle und Mitbegründer der Charité 

in Berlin, die Leitung der Versorgung der Verwundeten. Er war von morgens bis abends 

ständig unterwegs, konnte aber nicht überall sein. Seine rechte Hand war Nauenburg, der 

ebenso qualifiziert und unermüdlich unterwegs war wie er. Reil sagte mehrfach über ihn: ĂWo 

Nauenburg ist, da bin ich nicht nötig.ñ 

Nauenburg stammte aus Westpreußen und sollte 

wie sein Vater Händler werden. Hier fühlte er 

sich aber nicht wohl. Er war ein außerordentlich 

engagierter und fleißiger Schüler und Student in 

Königsberg, wo er mit großem Eifer Philosophie 

und Mathematik studierte. Sein schwächlicher 

Körper vermochte aber die ununterbrochenen 

geistigen Anstrengungen nicht zu ertragen. 

Deshalb entsagte er seinen Studien in 

Königsberg und ging nach Halle, wo er sich der 

Heilkunde widmete und bei Johann Christian 

Reil studierte. Er wurde dessen rechte Hand. 

Reil, der übrigens auch der Leibarzt Goethes 

war, war Direktor aller Lazarette links der Elbe. 

Das war eine gewaltige Aufgabe.  

 

Ein sehr großer Teil der Verwundeten aus der Völkerschlacht von Leipzig wurden nach Halle 

gebracht. Es waren tausende. Alle Lazarette Krankenhäuser, öffentliche Gebäude und sogar 

die meisten Kirchen waren zu Lazaretten umfunktioniert. Die Verwundeten wurden ohne 

Ansehen ihrer Herkunft versorgt. Das war nach allem, was seit 1806 geschehen war, nicht 

selbstverständlich. 

 

 

Lazarett-Gebäude auf der Moritzburg  

in Halle an der Saale 

errichtet unter Friedrich dem Großen 
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